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(2) Die Zulassung zum Hochschulstudium erfolgt 
durch die Universitäten und Hochschulen auf der 
Grundlage der staatlichen Pläne nach dem Leistungs­
prinzip. Dabei ist die soziale Struktur der Bevölkerung 
zu beachten. Es können Eignungsprüfungen durchge­
führt werden.

§57

(1) Das Fern- und Abendstudium gibt allen Bürgern 
die Möglichkeit, ohne Unterbrechung ihrer beruflichen 
Tätigkeit den Hochschulabschluß zu erreichen. Studen­
ten im Fern- und Abendstudium erhalten gesetzlich 
geregelte Arbeitszeitvergünstigungen.

(2) Es ist anzustreben, die Grundlagenausbildung in 
verwandten Fachrichtungen einheitlich durchzuführen, 
die Vermittlung der Grundlagenwissenschaften zum 
Teil in Form des Abendstudiums auf betriebliche 
Außenstellen zu verlagern und die Methoden der Aus­
bildung den Besonderheiten des Fernstudiums anzu­
passen.

(3) Betriebe und Institutionen, deren Mitarbeiter ein 
Fern- oder Abendstudium aufnehmen, sind verpflich­
tet, mit den Studenten Förderungsverträge abzuschlie­
ßen und sie beim Studium zu unterstützen. Die Förde­
rung von Frauen, die im Fern- oder Abendstudium 
stehen, ist eine besondere Pflicht der Leiter der Be­
triebe und Institutionen.

§58

(1) Die Studenten der Universitäten und Hochschulen 
tragen selbst eine hohe Verantwortung für ihre Bil­
dung und Erziehung. Sie gestalten den Ausbildungs­
und Erziehungspz'ozeß, die Forschungsarbeit und das 
gesellschaftliche Leben an den Universitäten und Hoch­
schulen aktiv mit. Eine bewußte Studiendisziplin ist 
ihre besondere Pflicht.

(2) Die Studenten nehmen ihr Recht zur Mitbestim­
mung durch ihre gesellschaftliche Organisation, die 
Freie Deutsche Jugend, wahr. Die Vertreter der Freien 
Deutschen Jugend nehmen mit Sitz und Stimme an der 
Arbeit der leitenden Gremien der Universitäten und 
Hochschulen teil.

(3) Die Rektoren der Universitäten und Hochschulen 
und die Dekane der Fakultäten sind verpflichtet, mit 
der Freien Deutschen Jugend zusammenzuarbeiten. Sie 
fördern die Formen der wissenschaftlichen Betätigung 
der Studenten wie Studentenzirkel, studentische For­
schungsgemeinschaften und den Studentenwettstreit.

§59

(1) Während des Studiums werden Leistungskontrol­
len und Prüfungen durchgeführt. Sie haben die von 
den Studenten erworbenen Kenntnisse, den Stand des 
wissenschaftlichen Denkvermögens und die Fähigkeit, 
das theoretische Wissen auf praktische Probleme an­
zuwenden, zu prüfen.

(2) Das Studium schließt mit einer staatlichen Prü­
fung ab. Über die bestandene Prüfung wird eine Ur­
kunde ausgestellt, die zur Führung des entsprechen­
den akademischen Grades bzw. der Berufsbezeichnung 
berechtigt.

§60

(1) Die Studenten sind dafür zu gewinnen, daß sie 
nach Abschluß ihres Studiums dort ihre Tätigkeit auf­
nehmen, wo sie mit ihrem Wissen und Können der 
allseitigen Entwicklung der Deutschen Demokratischen 
Republik am besten dienen.

(2) Die Staats- und Wirtschaftsorgane sind verpflich­
tet, den Einsatz der Hochschulabsolventen so vor zu be­
reiten, daß diese spätestens ein Jahr vor Abschluß des 
Studiums in ihre künftige Tätigkeit vermittelt werden 
und nach dem Examen eine ihren Leistungen entspre­
chende Tätigkeit aufnehmen können.

§61

(1) Die rasche Entwicklung der Wissenschaft und die 
wissenschaftliche Durchdringung aller Bereiche der so­
zialistischen Gesellschaft erfordern eine planmäßige 
und proportionale Steigerung des Anteils an Wissen­
schaftlern mit höheren akademischen Graden in den 
wissenschaftlichen Institutionen und in den Bildungs­
einrichtungen, in der Volkswirtschaft, der Kultur, im 
Gesundheitswesen und in den Staats- und Wirtschafts­
organen.

(2) Das Bildungs- und Erziehungsziel für den wissen­
schaftlichen Nachwuchs ist entsprechend den neuen 
und voraussehbaren wissenschaftlichen, volkswirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Anforderungen zu 
bestimmen. Der wissenschaftliche Nachwuchs soll bei 
hohem Fachwissen vor allem in der marxistischen 
Philosophie und den modernen Methoden der Planung 
und Leitung der wissenschaftlichen Arbeit ausgebil­
det werden.

(3) Die Auswahl für den wissenschaftlichen Nach­
wuchs muß frühzeitig erfolgen. Durch individuelle 
Maßnahmen, durch die Konzentration der Ausbildung 
an besonders geeigneten Instituten und die Bildung 
von Aspirantengruppen, durch die Entwicklung der 
sozialistischen Gemeinschaftsarbeit sind die Nach­
wuchskräfte zielstrebig zu fördern. Die wissenschaft­
liche Aspirantur ist verstärkt zur Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses zu nutzen.

(4) Der Staatssekretär für das Hoch- und Fachschul­
wesen erläßt die Grundsätze für die Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses und für die Verlei­
hung akademischer Grade.

5. A b s c h n i t t  

Künstlerische Hochschulen

§62

(1) Das Studium an den künstlerischen Hochschulen 
wird durch die Anforderungen bestimmt, die sich aus 
der Weiterführung der sozialistischen Kulturrevolution 
und den Hauptentwicklungstendenzen der Volkswirt­
schaft ergeben. Die Aneignung und schöpferische An­
wendung des sozialistischen Realismus und die Pflege 
des klassischen humanistischen Erbes sind Grund­
prinzipien der Ausbildung.


